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Missbräuchlich ist insbesondere die Verteilung auf Wahlveranstaltungen, an Informationsständen der Parteien sowie das Einlegen, Aufdrucken oder Auf-
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Mutterschutz, Elternzeit, Teilzeitbeschäftigung und 
Beurlaubung aus familiären Gründen für Beamtinnen 
und Beamte 

Einleitung 

M
it dieser Broschüre 
möchten wir Sie über 
die wichtigsten beam­

tenrechtlichen Regelungen zu 
Schwangerschaft, Geburt und 
Kinderbetreuungszeiten infor­
mieren und Ihnen eine Übersicht 
über die finanziellen und versor­
gungsrechtlichen Konsequenzen 
der unterschiedlichen Teilzeit­
bzw. Beurlaubungsmöglichkeiten 
geben. 

Sofern Sie weitere Fragen haben, 
wenden Sie sich bitte an die für 
Ihre Personalangelegenheiten 
zuständige Stelle (zum Beispiel 
Ihre Geschäftsstelle oder die 
Personalreferate in Oberfinanz-
direktion oder Finanzministerium). 
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A. Mutterschutz 

R
echtsgrundlage für den 
Schutz der werdenden 
Mutter ist die Freistellungs-

und Urlaubsverordnung NRW 
(FrUrlV NRW) in Verbindung mit 
dem Mutterschutzgesetz. 

Mitteilungspflicht 

Eine werdende Mutter soll der 
Dienststelle ihre Schwangerschaft 
und den mutmaßlichen Termin ihrer 
Entbindung mitteilen, sobald ihr die 
Schwangerschaft bekannt ist. Nur 
dann kann die Dienststelle die ihr 
obliegenden Pflichten (zum Beispiel 
Beachtung der Beschäftigungsver­
bote, Entlassungsschutz) erfüllen. 

Um die Mutterschutzfristen berech­
nen zu können, benötigt die Perso­
nalstelle entweder die Kopie des 
Mutterpasses oder das Zeugnis 
einer Ärztin/eines Arztes bzw. einer 
Hebamme über den mutmaßlichen 
Entbindungstermin. Die Geburt ist 

sowohl der Dienststelle als auch dem 
Landesamt für Besoldung und Ver­
sorgung (LBV) alsbald unter Vorlage 
der Geburtsurkunde des Kindes an-
zuzeigen. 

Auch eine erneute Schwangerschaft 
und Geburt während einer Elternzeit 
oder einer Beurlaubung ohne Bezüge 
sollten umgehend angezeigt werden. 

Beschäftigungsverbote während 
Schwangerschaft, Mutterschutz-
fristen und Stillzeit 

Werdende Mütter dürfen nicht be­
schäftigt werden 

•	 während der gesamten Dauer der 
Schwangerschaft, soweit nach 
ärztlichem Zeugnis Leben oder 
Gesundheit von Mutter oder Kind 
bei Fortdauer der Dienstleistung 
gefährdet ist, 

•	 in den letzten sechs Wochen vor 
der Entbindung, es sei denn, die 
werdende Mutter hat sich (jeder-
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zeit widerruflich) ausdrücklich zur 
Dienstleistung bereit erklärt, 

•	 in den ersten acht Wochen nach 
der Entbindung. Diese Frist ver­
längert sich nach Früh- oder Mehr­
lingsgeburten auf zwölf Wochen. 
Bei Frühgeburten und sonstigen 
vorzeitigen Entbindungen verlän­
gert sich die achtwöchige Schutz­
frist zusätzlich um den Zeitraum, 
der von der sechswöchigen 
Schutzfrist vor der Geburt nicht 
in Anspruch genommen werden 
konnte. Ein Verzicht auf die Mut­
terschutzfrist nach der Entbin­
dung ist in der Regel nicht mög­
lich. 

Während der Schwangerschaft und 
der Stillzeit sind ferner nicht erlaubt: 

•	 eine tägliche Arbeitszeit über 
8,5 Stunden, 

•	 schwere körperliche Arbeiten und 
solche, bei denen die Schwangere 
schädlichen Einwirkungen von 
gesundheitsgefährdenden Stoffen 
oder Strahlen, von Staub, Gasen 

oder Dämpfen, von Hitze, Kälte 
oder Nässe, von Erschütterungen 
oder Lärm ausgesetzt ist, 

•	 Mehrarbeit, Nacht- und Sonntags-
arbeit. 

Darüber hinaus soll jeweils im Einzel-
fall in Absprache mit der werdenden 
Mutter geprüft werden, ob und inwie­
weit eine Beschäftigung im Außen-
dienst in Betracht kommt. 

Stillzeiten 

Der Mutter ist auf ihr Verlangen die 
zum Stillen erforderliche Zeit, min­
destens aber zweimal täglich eine 
halbe Stunde oder einmal täglich 
eine Stunde, ohne Vor- oder Nach-
arbeit und ohne Anrechnung auf 
festgesetzte Pausen freizugeben. 

Besoldungsrechtliche Auswirkungen 

Die Mutterschutzzeiten haben die 
folgenden besoldungsrechtlichen 
Auswirkungen: 

Dienstbezüge 

Durch die Beschäftigungsverbote 
wird die Zahlung der Dienst- oder 
Anwärterbezüge nicht berührt. 

Zuschuss während der Mutter-
schutzfristen 

Fallen die Zeiten des Beschäftigungs-
verbots und der Mutterschutzfrist 
sowie der Entbindungstag in eine 
Elternzeit ohne Dienstbezüge, wird 
ein Zuschuss von 13 Euro je Kalen­
dertag gewährt. Der Zuschuss wird 
allerdings auf das Elterngeld ange­
rechnet (siehe Seite 9 f.). Überschrei­
ten die Dienst- oder Anwärterbezüge 
die Versicherungspflichtgrenze in der 
gesetzlichen Krankenversicherung, 
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ist der Zuschuss auf insgesamt 
210 Euro begrenzt. 

Familienzuschlag und Kindergeld 

Die Höhe des Familienzuschlags und 
den Anspruch auf Kindergeld prüft 
das Landesamt für Besoldung und 
Versorgung (LBV) als Familienkasse. 
Dort ist ein entsprechender Antrag 
zur Auszahlung unter Beifügung der 
Geburtsurkunde formlos zu stellen. 

Erholungsurlaub 

Für den Anspruch auf Erholungs-
urlaub und dessen Dauer gelten die 
Ausfallzeiten wegen mutterschutz-
rechtlicher Beschäftigungsverbote 
als Beschäftigungszeiten, soweit sie 
nicht in eine Elternzeit oder Beur­
laubung ohne Dienstbezüge fallen. 
Hat die Beamtin ihren Urlaub vor 
Beginn der Beschäftigungsverbote 
nicht oder nicht vollständig erhalten, 
so kann sie nach Ablauf der Mutter-

schutzfristen den Resturlaub im lau­
fenden oder im nächsten Urlaubsjahr 
beanspruchen. 

Sonderurlaub für den Ehegatten 
oder für die eingetragene Lebens-
partnerin 

Bei Niederkunft kann dem Ehemann 
oder der eingetragenen Lebenspart­
nerin ein Tag Sonderurlaub gemäß 
§ 33 Abs. 1 Nr. 1 FrUrlV NRW gewährt 
werden. 

Beihilfe 

Während der Schwangerschaft sind 
die Aufwendungen für die Schwan-
gerschaftsüberwachung, die ärztlich 
verordnete Schwangerschaftsgym­
nastik, die ärztlichen Behandlungs-
kosten, Heil- und Verbandsmittel so-
wie ärztlich verordnete Bäder und 
Massagen beihilfefähig. Gleiches gilt 
für die Kosten der Hebamme sowie 
die Unterkunft und Verpflegung in 

Entbindungsanstalten. Zu den Auf-
wendungen für die Säuglings- und 
Kleinkinderausstattung wird ein Zu-
schuss gewährt, der bei der Beihilfe-
stelle beantragt werden kann. 

Entlassungsschutz 

Eine Beamtin auf Probe oder auf Wi­
derruf darf während der Schwanger-
schaft und innerhalb von vier Mo­
naten nach der Entbindung sowie 
während einer Elternzeit gegen ihren 
Willen nicht entlassen werden, wenn 
den Dienstvorgesetzten die Schwan-
gerschaft oder die Entbindung be­
kannt war. 
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B. Elterngeld 

D
ie Gewährung von Elterngeld 
richtet sich nach dem Bun­
deselterngeld- und Eltern-

zeitgesetz (BEEG). Das BEEG gilt für 
alle ab dem 1. Januar 2007 gebore­
nen Kinder. Für Kinder, die vor die­
sem Stichtag geboren sind, gelten 
weiterhin die Regelungen des Bun­
deserziehungsgeldgesetzes. 

Anspruch auf Elterngeld 

Anspruch auf Elterngeld hat, wer 
•	 seinen Wohnsitz oder seinen 

gewöhnlichen Aufenthalt in der 
Bundesrepublik Deutschland 
hat und mit einem Kind in 
einem Haushalt lebt, 

•	 dieses Kind selbst betreut und 
erzieht und 

•	 keine oder eine auf höchstens 
30 Wochenstunden begrenzte 
Erwerbstätigkeit ausübt. 

Neben den leiblichen Eltern können 
Adoptiv-, Stief- und Pflegeeltern, in 
Ausnahmefällen auch Verwandte bis 
zum dritten Grad (wie Urgroßeltern, 
Großeltern, Tanten und Onkel sowie 
Geschwister) Elterngeld beantragen. 
Das Elterngeld erhalten auch Studie­
rende und Auszubildende, unabhän­
gig von der Zahl der Wochenstunden, 
die für die Ausbildung verwendet 
wird. 

Erfüllen beide Elternteile die An-
spruchsvoraussetzungen, bestim­
men sie verbindlich gegenüber der 
zuständigen Stelle die Berechtigte 
oder den Berechtigten. Die getroffe­
ne Entscheidung kann nur in Fällen 
besonderer Härte einmalig abgeän­
dert werden. 

Anspruchszeitraum 

Elterngeld kann maximal bis zur Voll-
endung des 14. Lebensmonats des 
Kindes gezahlt werden. Ein Elternteil 
kann höchstens für zwölf Monate El­
terngeld beziehen. 
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Sollte auch der andere Elternteil für 
zwei Monate für nicht mehr als 
30 Stunden in der Woche erwerbstä­
tig sein, können Eltern auch für zwei 
weitere Monate Elterngeld in An-
spruch nehmen (Partnermonate als 
Bonus). Die Anzahl der Monatsbe­
träge kann bis auf die zwei Partner-
monate frei zwischen Vater und Mut­
ter aufgeteilt werden (abwechselnder 
oder gleichzeitiger Bezug). 

Alleinerziehende, denen die elterliche 
Sorge oder das Aufenthaltsbestim­
mungsrecht allein zusteht, erhalten 
das Elterngeld für 14 Monate. 

Die Auszahlung des Elterngeldes 
kann bei gleichem Budget auf die 
doppelte Anzahl der Monate ausge­
weitet werden (zum Beispiel 24 Mo­
nate halbes Elterngeld, mit Partner-
monaten 28 Monate). 

Höhe des Elterngeldanspruchs 

Das Elterngeld beträgt 67 % des in 
den zwölf Kalendermonaten vor dem 

Monat der Geburt des Kindes durch­
schnittlich erzielten Einkommens aus 
Erwerbstätigkeit. Es wird bis zu einem 
Betrag von maximal 1 800 Euro mo­
natlich für volle Lebensmonate des 
Kindes gezahlt, in denen die berech­
tigte Person durchgängig kein Ein-
kommen aus Erwerbstätigkeit erzielt. 
Wird Erholungsurlaub in Anspruch 
genommen, gilt dies grundsätzlich 
als Zeit der Erwerbstätigkeit mit der 
Folge, dass das auf die Urlaubstage 
entfallende Einkommen auf das El­
terngeld angerechnet wird. 

Maßgebend ist bei nichtselbststän­
dig Beschäftigten das Nettoeinkom­
men (Bruttoeinkommen abzüglich 
Lohnsteuer inklusive Solidaritäts-
zuschlag und Kirchensteuer, Sozial-
abgaben und Arbeitnehmerpausch­
betrag). Grundlage für die Einkom­
mensermittlung ist die Gehaltsmit-
teilung des Arbeitgebers. Wer vor 
der Geburt kein eigenes Einkommen 
erzielt hat, erhält den Mindestsatz 
von 300 Euro. Das Mutterschafts­
geld wird einschließlich des Arbeit-
geberzuschusses auf das Elterngeld 
voll angerechnet, da Elterngeld und 

Mutterschaftsgeld den gemeinsamen 
Zweck verfolgen, Einkommenseinbu-
ßen nach der Geburt auszugleichen. 
Folglich können diese Leistungen 
auch nicht zusammen beansprucht 
werden. 

Nähere Informationen zum Eltern­
geld finden Sie im Internet unter 
www.bmfsfj.de 

Antragstellung 

Örtlich zuständig sind die Elterngeld-
kassen der Kreise und kreisfreien 
Städte. Unter www.egon.nrw.de 
haben Sie die Möglichkeit, auf elek­
tronischem Weg einen Elterngeld-
antrag zu stellen. 

(http://www.bezirksregierung­
muenster.de/aufgaben/Orga­
nisation/Dezernate/Sozial­
und_Familienleistungen/ 
antrag_online_stellen/index.html) 
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C. Elternzeit 

D
ie Gewährung von Elternzeit 
ist in der FrUrlV NRW gere­
gelt. 

Anspruch auf Elternzeit 

Beschäftigte haben nach Maßgabe 
des § 9 FrUrlV NRW in Verbindung 
mit § 15 Abs. 1 BEEG Anspruch auf 
Elternzeit ohne Dienst- oder Anwär­
terbezüge, wenn sie zum Beispiel 
mit einem Kind, 

•	 für das ihnen die Personensorge 
zusteht, 

•	 der Partnerin oder des Partners 
(Ehe oder Lebenspartnerschaft), 

•	 das sie in Vollzeitpflege oder in 
Adoptionspflege aufgenommen 
haben 

in einem Haushalt leben und dieses 
Kind selbst betreuen und erziehen. 

Mit Zustimmung des sorgeberechtig­
ten Elternteils kann auch einer nicht 
sorgeberechtigten Person für ihr leib­
liches Kind Elternzeit gewährt wer-
den, wenn beide in einem Haushalt 
leben und sie dieses Kind selbst be­
treut und erzieht. Die Elternzeit steht 
beiden Elternteilen (auch gleichzei­
tig) zu. 

Zeitlicher Umfang/Übertragung 

Anspruch auf Elternzeit besteht – 
unabhängig von der Dauer des An-
spruchs auf Elterngeld – bis zur Voll-
endung des dritten Lebensjahres 
eines Kindes. 

Der Vater kann seine Elternzeit ab 
Geburt des Kindes, die Mutter ihre 
Elternzeit frühestens ab Beendigung 
der Mutterschutzfristen nehmen. 
Bei mehreren Kindern besteht der 
Anspruch für jedes Kind, auch wenn 
sich (zum Beispiel bei Geburten in 
kurzer zeitlicher Reihenfolge oder 
Mehrlingsgeburten) die Zeiträume 
überschneiden. 
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Ein Anteil von bis zu zwölf Monaten 
ist mit Zustimmung des Dienstvor-
gesetzten auf die Zeit bis zur Vollen­
dung des achten Lebensjahres des 
Kindes übertragbar, wenn zwingende 
dienstliche Belange nicht entgegen-
stehen (§ 9 Abs. 2 FrUrlV NRW). 

Wird unmittelbar im Anschluss an die 
Mutterschutzfrist der Dienst außer-
halb der Elternzeit wieder aufgenom­
men, erfolgt eine Übertragung dieses 
Zeitraums im Bereich der Finanzver­
waltung Nordrhein-Westfalen nur, 
wenn er einschließlich der Mutter-
schutzfrist mindestens drei Monate 
beträgt. 

Bei einem angenommenen Kind und 
einem Kind in Vollzeit- oder Adopti­
onspflege kann Elternzeit von insge­
samt drei Jahren ab der Aufnahme 
bei der berechtigten Person, längs­
tens bis zur Vollendung des achten 
Lebensjahres des Kindes genommen 
werden. 

Auch für Pflege-/Adoptiveltern oder 
Adoptivpflegeeltern existiert die 
Möglichkeit, einen Anteil von bis zu 

zwölf Monaten bis zum Ende des 
achten Lebensjahres des Kindes zu 
übertragen. 

Aufteilung der Elternzeit und 
gemeinsame Elternzeit 

Nehmen beide Elternteile gleichzeitig 
Elternzeit, kann jeder der Elternteile 
die drei Jahre der Elternzeit voll aus-
schöpfen. Sie kann von ihnen ganz 
oder teilweise jeweils allein oder ge­
meinsam in Anspruch genommen 
werden. Die Elternzeit darf von jedem 
berechtigten Elternteil auf bis zu 
zwei Zeitabschnitte je Kind (zum Bei-
spiel bei Mehrlingsgeburten) verteilt 
werden. 

Die Aufteilungsmöglichkeit gilt für 
beide Elternteile; zusammen sind so-
mit bis zu insgesamt vier Zeitab­
schnitte je Kind möglich. Nimmt nur 
ein Elternteil die Elternzeit in An-
spruch, ist eine Verteilung auf maxi-
mal zwei Zeitabschnitte je Kind mög­
lich. 

Eine Verteilung auf mehr als zwei 
Zeitabschnitte je Elternteil ist nur 
mit Zustimmung des Dienstvorge­
setzten möglich. 
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Beispiele für Aufteilungen zwischen Eltern und Übertragungen

1. für beide Elternteile bei einem Kind

Kind 1. Jahr 2. Jahr 3. Jahr 4. Jahr 5. Jahr 6. Jahr

Mutter

Vater

MS: Mutterschutz ETZ Übertr.: Elternzeit-Übertragung

oder

Kind 1. Jahr 2. Jahr 3. Jahr 4. Jahr 5. Jahr 6. Jahr

Mutter

Vater

Es können max. 12 Monate ETZ über das 3. Lebensjahr hinaus übertragen werden,
auch wenn bis zum 3. Geburtstag keine ETZ in Anspruch genommen wurde.

oder

Kind 1. Jahr 2. Jahr 3. Jahr 4. Jahr 5. Jahr 6. Jahr

Mutter

Vater

Der Vater kann keine ETZ-Übertragung in Anspruch nehmen, weil bereits 2
Zeitabschnitte verbraucht sind!

2. für einen Elternteil bei mehreren Kindern
a) bei Zwillingen

1. Jahr 2. Jahr 3. Jahr 4. Jahr 5. Jahr 6. Jahr

Kind A

Kind B

b) bei Geburten in kurzer zeitlicher Reihenfolge

Lebensjahre 1. Jahr 2. Jahr 3. Jahr 4. Jahr 5. Jahr 6. Jahr

Kind A

Lebensjahre 1. Jahr 2. Jahr 3. Jahr 4. Jahr 5. Jahr

Kind B

MS

MS

MS

MS ETZ bis zum 3. Geb.

ETZ Übertr.

ETZ bis zum 2. Geb.

MS

ETZ 2 Jahre ETZ Übertr.

ETZ Übertr.ETZ bis zum 2. Geb.

ETZ bis
zum 1. Geb.

ETZ bis zum 2. Geb.

ETZ 1 Jahr

ETZ 1 Jahr

ETZ Übertr.

ETZ Übertr.

ETZ Übertr.

ETZ bis zum 2. Geb.

ETZ vom 1. bis
zum 3. Geb.

ETZ Übertr.

ETZ Übertr.
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Fristen und Zeiträume 

Eltern sollen die Elternzeit, wenn sie 
unmittelbar nach der Geburt oder 
nach Ablauf der Mutterschutzfrist 
beginnen soll, sieben Wochen vor 
Beginn schriftlich beantragen. Dabei 
muss verbindlich festgelegt werden, 
für welchen Zeitraum oder für wel­
che Zeiträume bis zum vollendeten 
zweiten Lebensjahr des Kindes sie 
Elternzeit in Anspruch nehmen 
wollen. 

Wird zum Beispiel Elternzeit nur bis 
zur Vollendung des ersten Lebens-
jahres des Kindes beantragt, folgt 
daraus, dass Elternzeit für das zweite 
Lebensjahr nicht in Anspruch ge­
nommen wird. 

Die schriftliche Anmeldung der El­
ternzeit, die nach Vollendung des 
zweiten Lebensjahres des Kindes 
beginnen soll, muss spätestens sie­
ben Wochen vor ihrem Beginn der 
Dienststelle zugegangen sein. 

Der schriftliche Antrag auf Übertra­
gung von Elternzeit muss spätestens 

bis zur Vollendung des dritten Le­
bensjahres des Kindes der Dienst-
stelle zugegangen sein. 

Die Inanspruchnahme des übertra­
genen Elternzeitanteils ist sieben Wo­
chen vor Beginn schriftlich zu bean­
tragen. 

Vorzeitige Beendigung und Verlän­
gerung 

Eine genehmigte Elternzeit kann mit 
Zustimmung der Dienststelle vorzei­
tig beendet oder im Rahmen der zu-
lässigen Höchstdauer von drei Jah­
ren verlängert werden. 

Die Elternzeit kann wegen der Geburt 
eines weiteren Kindes verlängert 
werden. 

Die Geburt eines weiteren Kindes 
während der Elternzeit stellt aber 
auch einen wichtigen Grund dar, um 
eine bestehende Elternzeit vorzeitig 
zu beenden. 
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Liegt ein besonderer Härtefall vor, gesetzten eine Teilzeitarbeit auch in Jährliche Sonderzahlung („Weih-
zum Beispiel schwere Krankheit, Be- einem privatrechtlichen Arbeitneh- nachtsgeld”) 
hinderung oder Tod eines Elternteils, merverhältnis bei einer anderen Ar-
kann die Dienststelle eine vorzeitige beitgeberin oder einem anderen Anspruch auf die Sonderzahlung be-
Beendigung der Elternzeit nur aus Arbeitgeber (Nebentätigkeit im Sin- steht grundsätzlich auch während 
dringenden dienstlichen Gründen ab- ne des Beamtenrechts) leisten oder der Elternzeit. Die Sonderzahlung 
lehnen. Eine Verlängerung der Eltern- eine sonstige (selbstständige) Er- besteht aus einem Grundbetrag und 
zeit im Rahmen der Höchstgrenzen werbstätigkeit ausüben, wenn die einem Sonderbetrag für Kinder. Der 
kann verlangt werden, wenn ein von zeitliche Beanspruchung den zu- Grundbetrag wird für jeden vollen 
den Eltern geplanter Wechsel in der lässigen Umfang von wöchentlich Monat, in dem wegen der Elternzeit 
Inanspruchnahme der Elternzeit aus 30 Stunden nicht überschreitet. keine Bezüge zustehen, um ein 
einem wichtigen Grund nicht erfol- Zwölftel gekürzt. Diese Kürzung un-
gen kann. Während der Elternzeit ist jedoch terbleibt bis zur Vollendung des 

eine Beschäftigung in einem öffent- zwölften Lebensmonats des Kindes, 
lich-rechtlichen Dienst- oder Amts- wenn am Tage vor Antritt der aktuel-
verhältnis bei einem anderen Dienst- len Elternzeit Anspruch auf Bezüge 

Teilzeitbeschäftigung, Teilzeit- herrn grundsätzlich unzulässig. bestanden hat. Bei einer Teilzeitbe-
arbeit und Nebentätigkeit schäftigung während der Elternzeit 

bemisst sich der Grundbetrag nach 
Während der Elternzeit ist den Be- dem höheren Beschäftigungsumfang 
schäftigten auf Antrag eine Teilzeit- Besoldungsrechtliche Auswirkungen vor deren Antritt, wenn das Kind den 
beschäftigung im Beamtenverhältnis zwölften Lebensmonat noch nicht 
bei dem selben Dienstherrn im Um- Für die Dauer der Elternzeit ohne vollendet hat. Danach ist der Arbeits-
fang von bis zu 30 Stunden wöchent- Teilzeitbeschäftigung werden keine umfang am 1. Dezember des jeweili-
lich zu bewilligen, wenn zwingende Dienstbezüge gezahlt. gen Jahres maßgebend. Der Sonder-
dienstliche Gründe nicht entgegen- betrag für Kinder wird stets in voller 
stehen. Höhe gezahlt. 

Eltern dürfen während der Elternzeit 
mit Genehmigung der/des Dienstvor-
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Vermögenswirksame Leistungen 

Vermögenswirksame Leistungen wer-
den während der Elternzeit ohne Teil-
zeitbeschäftigung im Beamtenver­
hältnis nicht gewährt. Auf Antrag 
können die Nettobeträge einer Son­
derzahlung als Einmalzahlung ver-
mögenswirksam angelegt werden. 

Erholungsurlaub 

Der Erholungsurlaub wird für jeden 
vollen Kalendermonat der Elternzeit 
ohne Besoldung um ein Zwölftel ge­
kürzt. Haben Eltern den zustehenden 
Erholungsurlaub vor Beginn der El­
ternzeit ohne Besoldung nicht oder 
nicht vollständig erhalten, ist der 
Resturlaub nach Ablauf dieser Eltern­
zeit ohne Besoldung dem Erholungs-
urlaub des laufenden Urlaubsjahres 
hinzuzufügen. Gleiches gilt auch für 
unmittelbar aufeinanderfolgende El­
ternzeiten (§ 19 Abs. 4 FrUrlV NRW). 

Hinsichtlich des dann jeweils beste­
henden Gesamturlaubs sind die Ver-

fallsfristen zu beachten (§ 19 Abs. 2 
FrUrlV NRW). 

Hinweis 

Falls vor Beginn der Elternzeit ohne 
Besoldung zu viel Erholungsurlaub 
genommen worden ist, wird im Fall 
der ersten Wiederaufnahme der Er­
werbstätigkeit der nach Ende der El­
ternzeit zustehende Erholungsurlaub 
um die zu viel gewährten Urlaubsta­
ge gekürzt. 

Wird während der Elternzeit eine Teil-
zeitbeschäftigung unter Abweichen 
von der 5-Tage-Woche ausgeübt, wird 
der Erholungsurlaub – wie auf Seite 
23 dargestellt – umgerechnet. 

Gesundheitsfürsorge in der 
Elternzeit 

Beihilfe 

Beschäftigte im Beamtenverhältnis 
haben während der Elternzeit einen 
Anspruch auf Leistungen der Krank­
heitsfürsorge in entsprechender An-
wendung der Beihilferegelungen, 
wenn sie nicht oder mit weniger als 
der Hälfte der regelmäßigen Arbeits­
zeit beschäftigt sind. Dieser An-
spruch tritt zurück, wenn Beamtin­
nen oder Beamte in Elternzeit als be­
rücksichtigungsfähige Angehörige 
eines selbst Beihilfeberechtigten ab-
gesichert sind oder ausnahmsweise 
von den gesetzlichen Krankenversi­
cherungen ein Anspruch auf Fami­
lienversicherung mit dem gesetzlich 
versicherten Ehegatten eingeräumt 
wird. Bei einer Beschäftigung wäh­
rend der Elternzeit mit mindestens 
der Hälfte der regelmäßigen Arbeits­
zeit besteht ein eigener Beihilfean­
spruch nach den Beihilfevorschriften. 
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Erstattung von Krankenversiche­
rungsbeiträgen 

Die Beiträge für die Kranken- und 
Pflegeversicherung werden während 
der Elternzeit in Höhe von monatlich 
31 Euro erstattet, wenn die Besol­
dung ohne Berücksichtigung etwai­
ger Zuschläge wegen des Familien-
standes, Aufwandsentschädigungen 
oder Auslandsdienstbezüge im Mo­
nat vor Beginn der Elternzeit ein 
Zwölftel der allgemeinen Versiche­
rungspflichtgrenze in der gesetzli­
chen Krankenversicherung nicht 
überschritten hat oder hätte. 

Bis zu Besoldungsgruppe A 8 (ein-
schließlich Anwärterbezüge) werden 
zusätzlich auch solche Beiträge auf 
Antrag in voller Höhe erstattet, die 
auf einen die jeweilige Beihilfe ergän­
zenden Tarif einschließlich etwaiger 
darin enthaltener Altersrückstellun­
gen entfallen. 

Der Antrag auf Beitragserstattung 
ist an die zuständige Bezügestelle 
(Landesamt für Besoldung und Ver­
sorgung/LBV) zu richten. Eine Be­

scheinigung der Krankenversiche­
rung über das Bestehen des Versi­
cherungsverhältnisses und die Höhe 
der gezahlten monatlichen Beiträge 
ist beizufügen. Der Zuschuss ist nach 
§ 3 Nr. 62 EStG steuerfrei und unter-
liegt nicht dem Progressionsvorbe­
halt nach § 32 b EStG. 

Laufbahnrechtliche Auswirkungen 
der Elternzeit 

Die Inanspruchnahme von Elternzeit 
hat die folgenden laufbahnrechtli­
chen Auswirkungen: 

Probezeit, Dienstzeit, Allgemeines 
Dienstalter (ADA) 

Wird während der Probezeit eine El­
ternzeit ohne Dienstbezüge in An-
spruch genommen, wird das Ende 
der Probezeit um die Zeit der Eltern­
zeit, soweit sie – gegebenenfalls im 
Zusammenhang mit Krankheitszei­
ten – drei Monate übersteigt (§ 7 

Abs. 4 Laufbahnverordnung), hinaus-
geschoben. Ebenso kann sich das 
Ende der Probezeit bei einer unter-
hälftigen Teilzeitbeschäftigung wäh­
rend der Elternzeit nach Maßgabe 
des § 7 Abs. 5 Laufbahnverordnung 
nach hinten verschieben. 

Beurlaubungszeiten ohne Dienstbe­
züge gelten grundsätzlich nicht als 
Dienstzeiten, auch werden diese Zei­
ten nicht als ADA berücksichtigt. Dient 
die Beurlaubung jedoch der Betreu­
ung von Kindern unter 18 Jahren, so 
kann maximal ein Zeitraum von zwei 
Jahren bei der Dienstzeit oder bei 
der Festsetzung des ADA angerech­
net werden (einmaliges Begünsti­
gungsvolumen; § 11 Abs. 3 Nr. 4 LVO). 

Beurteilung und Beförderung 

Beamtinnen und Beamte können nur 
beurteilt werden, wenn sie während 
des Beurteilungszeitraums mindes­
tens sechs Monate Dienst geleistet 
haben, wobei der Mutterschutz als 
Dienstzeit anzusehen ist. Eine durch 
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Elternzeit versäumte Beurteilung ist 
in der Regel sechs, spätestens zwölf 
Monate nach Dienstaufnahme nach-
zuholen. Während der Elternzeit ist 
eine Beförderung möglich. 

Versorgungsrechtliche Auswir­
kungen 

Die Zeit der Elternzeit (ohne Teilzeit-
beschäftigung) ist nicht als ruhege­
haltsfähige Dienstzeit berücksichti­
gungsfähig. Das Ruhegehalt wird je-
doch nach § 50 a Beamtenversor­
gungsgesetz (BeamtVG) für Zeiten 
einer der Beamtin oder dem Beam­
ten zuzuordnenden Kindererziehung 
bzw. -pflege um entsprechende Zu-
schläge erhöht. Die Erhöhung des 
Ruhegehalts erfolgt für höchstens 
36 Kalendermonate Erziehungszeit. 

Weitere Einzelheiten dazu können der 
„Versorgungsauskunft“ des Landes­
amtes für Besoldung und Versorgung 
entnommen werden (über die Start­
seite des LBV im Intranet oder unter 
www.beamtenversorgung.nrw.de). 

Wechsel zwischen Beurlaubung 
nach § 70 oder § 71 LBG und 
Elternzeit 

Eltern, die nach § 70 LBG oder § 71 
LBG beurlaubt sind, können wegen 
der Geburt eines weiteren Kindes 
diese Beurlaubung ab der Geburt des 
Kindes, die Mutter jedoch frühestens 
nach Ablauf der Mutterschutzfristen, 
durch eine Elternzeit unterbrechen. 
In diesen Fällen kann das Ende der 
Beurlaubung auf Antrag um die 
Dauer der Elternzeit hinausgescho­
ben werden. 
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D. Beurlaubung aus familiären Gründen


E
ine Beurlaubung aus familiären 
Gründen ist nach § 71 LBG 
möglich. 

Anspruch auf Beurlaubung 

Beschäftigten mit Dienstbezügen ist 
auf Antrag, wenn zwingende dienstli­
che Belange nicht entgegenstehen, 
unbezahlter Urlaub zu gewähren bis 
zur Dauer von drei Jahren mit der 
Möglichkeit der Verlängerung, wenn 
sie 

•	 mindestens ein Kind unter 18 Jah­
ren oder 

•	 einen pflegebedürftigen sonstigen 
Angehörigen 

tatsächlich betreuen oder pflegen. 

Zeitlicher Umfang 

Der Urlaub aus familiären Gründen 
darf zusammen mit Zeiten einer Be­
urlaubung aus arbeitsmarktpoliti­
schen Gründen (§ 70 LBG) und Zei­
ten einer unterhälftigen familienpoli­
tischen Teilzeitbeschäftigung wäh­
rend einer Beurlaubung eine Dauer 
von insgesamt zwölf Jahren nicht 
übersteigen. Bei der Berechnung die­
ser Höchstgrenze bleiben Elternzei­
ten oder Erziehungsurlaubszeiten 
mit und ohne Teilzeitbeschäftigung 
unberücksichtigt. 

Antrag 

Der Antrag ist schriftlich unter Anga­
be des Zeitraums an die Dienststelle 
zu richten. Aus Gründen der Stellen-
bewirtschaftung sollte die Beurlau­
bungsdauer einen Zeitraum von min­
destens einem Jahr umfassen. Kür­
zere Zeiträume sind nur in Ausnah-
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mefällen möglich, zum Beispiel für 
einen vorübergehenden Engpass bei 
der Kinderbetreuung. Bei Zeiträumen 
von mehr als einem Jahr sollte be­
dacht werden, dass eine vorzeitige 
Beendigung der Beurlaubung wegen 
der Stellenproblematik in der Regel 
nicht möglich ist. Ein Antrag auf Ver­
längerung soll mindestens sechs Mo­
nate vor Ablauf der gewährten Beur­
laubung gestellt werden. 

Nebentätigkeit 

Während einer Beurlaubung aus fa­
miliären Gründen dürfen nur solche 
Nebentätigkeiten genehmigt werden, 
die dem Zweck der Freistellung von 
der Dienstleistung nicht zuwiderlau­
fen (§ 50 LBG). 

Besoldungsrechtliche Auswirkungen 

Bei der Beurlaubung aus familiären 
Gründen entfallen die Dienstbezüge 
und die vermögenswirksamen Leis-

tungen. Im Rahmen der jährlichen 
Sonderzahlung („Weihnachtsgeld”) 
wird der Grundbetrag für jeden vollen 
Monat, in dem wegen des Urlaubs 
keine Bezüge zustehen, um ein 
Zwölftel gekürzt. Er bemisst sich da-
bei grundsätzlich nach dem Beschäf­
tigungsumfang am Tage vor Beginn 
der Beurlaubung. Der Sonderbetrag 
für Kinder wird jedoch in voller Höhe 
gezahlt. Kindergeld wird ebenfalls in 
voller Höhe weitergezahlt. 

Erholungsurlaub 

Der Erholungsurlaub wird gemäß § 18 
Abs. 4 FrUrlV NRW für jeden vollen in 
das Urlaubsjahr fallenden Kalender­
monat eines Urlaubs aus familiären 
Gründen um ein Zwölftel gekürzt. 

Dies gilt nicht, wenn und solange 
während des Urlaubs nach § 71 LBG 
beim eigenen Dienstherrn eine Teil-
zeitbeschäftigung i.S.d. § 67 LBG 
ausgeübt wird. 

Haben Beschäftigte den zustehen-
den Erholungsurlaub vor Beginn 
des Urlaubs ohne Besoldung nicht 
oder nicht vollständig erhalten, ist 
der Resturlaub nach dem Ende des 
Urlaubs ohne Besoldung dem Erho­
lungsurlaub des laufenden Urlaubs-
jahres hinzuzufügen. Gleiches gilt 
auch für unmittelbar aufeinanderfol­
gende Beurlaubungen aus familiären 
Gründen (§ 19 Abs. 4 FrUrlV NRW). 
Hinsichtlich des dann jeweils beste­
henden Gesamturlaubs sind die Ver-
fallsfristen zu beachten (§ 19 Abs. 2 
FrUrlV NRW). 

Falls vor Beginn des Urlaubs aus fa­
miliären Gründen zu viel Erholungs-
urlaub genommen worden ist, wird 
im Fall der ersten Wiederaufnahme 
der Erwerbstätigkeit nach Ende des 
Urlaubs aus familiären Gründen der 
dann zustehende Erholungsurlaub 
um die zu viel gewährten Urlaubs-
tage gekürzt (§ 19 Abs. 5 FrUrlV). 
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Beihilfe 

Während der Beurlaubung aus fami­
liären Gründen haben Beschäftigte 
einen Anspruch auf Leistungen der 
Krankheitsfürsorge in entsprechen-
der Anwendung der Beihilferegelun­
gen für Beamtinnen und Beamte mit 
Dienstbezügen. Dieser Anspruch tritt 
zurück, wenn beurlaubte Beschäftig­
te als berücksichtigungsfähige Ange­
hörige von Beihilfeberechtigten ab-
gesichert sind oder Anspruch auf 
Familienhilfe nach § 10 Sozialgesetz-
buch V besteht. 

Laufbahnrechtliche Auswirkungen 
der Beurlaubung 

Die Beurlaubung aus familiären 
Gründen hat die folgenden laufbahn-
rechtlichen Auswirkungen: 

Probezeit, Dienstzeit, ADA 

Die Ausführungen zur Elternzeit auf 
Seite 17 gelten entsprechend. 

Beförderung 

Während einer Beurlaubung aus fa­
miliären Gründen sind Beförderun­
gen nicht möglich. 

Versorgungsrechtliche Auswir­
kungen 

Zeiten einer Beurlaubung aus fami­
liären Gründen sind nicht ruhege­
haltsfähig. Sie können auch nicht bei 
der fünfjährigen Wartezeit zur Erlan­
gung des Anspruchs auf Ruhegehalt 
berücksichtigt werden. Weitere Ein­
zelheiten dazu können der „Versor­
gungsauskunft“ des LBV entnom­
men werden (über die Startseite des 
LBV im Intranet oder unter 
www.beamtenversorgung.nrw.de). 

Vorzeitige Beendigung/Wechsel 
zur Elternzeit 

Die Entscheidung über eine Beurlau­
bung bindet grundsätzlich die Be­
schäftigten wie auch die Dienststelle. 
Eine vorzeitige Beendigung des Ur­
laubs ist daher nur mit Zustimmung 
der Bewilligungsbehörde in besonde­
ren Ausnahmefällen möglich. Der Ur­
laub nach § 71 LBG kann nicht been­
det werden, um Mutterschutzfristen 
in Anspruch zu nehmen, es sei denn, 
es liegt eine unterhälftige Teilzeitbe­
schäftigung während eines Urlaubs 
nach § 67 LBG vor. Ein Wechsel zur 
Elternzeit hingegen ist zulässig, da 
die Beurlaubungszeiten (Höchst­
dauer zwölf Jahre) um die Zeit der 
Elternzeit verlängert werden können. 
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E. Teilzeitbeschäftigung aus familiären Gründen


ine Teilzeitbeschäftigung aus 
familiären Gründen kann nach 
§ 66 LBG beantragt werden.E 

Antrag 

Der Antrag ist schriftlich unter An-

Besoldungs- und versorgungs-
rechtliche Auswirkungen 

gabe des Zeitraums an die Dienst- Bei Teilzeitbeschäftigung werden die 
stelle zu richten. Aus organisatori- Dienstbezüge grundsätzlich im glei-
schen Gründen sollte die Dauer der chen Verhältnis wie die Arbeitszeit 

Anspruch auf Teilzeitbeschäftigung Teilzeitbeschäftigung einen Zeitraum verringert. Auf die jährliche Sonder-
von mindestens einem Jahr umfas- zahlung nach dem Sonderzahlungs-

Beschäftigten mit Dienstbezügen ist sen. Kürzere Zeiträume sind nur in gesetz Nordrhein-Westfalen („Weih-
auf Antrag gemäß § 66 LBG eine Teil- Ausnahmefällen möglich, zum Bei- nachtsgeld“) wirkt sich eine Teilzeit-
zeitbeschäftigung bis zur Dauer von spiel bei einem plötzlichen Ausfall beschäftigung nur aus, wenn sie am 
fünf Jahren mit der Möglichkeit einer der Betreuungsperson. 01.12. bestanden hat. Der Grundbe-
Verlängerung bis zur Hälfte der regel- trag der Sonderzahlung bemisst sich 
mäßigen Arbeitszeit zu gewähren, Ein Antrag auf Verlängerung soll dann nach den entsprechend der Ar-
wenn sie mindestens sechs Monate vor Ab- beitszeit herabgesetzten Dezember-
• mindestens ein Kind unter 18 Jah- lauf der gewährten Teilzeitbeschäf- bezügen. Der Sonderbetrag für Kin-

ren oder tigung gestellt werden. der wird jedoch in voller Höhe ge-
• einen pflegebedürftigen sonstigen zahlt. Die in Teilzeitbeschäftigung ge-

Angehörigen leisteten Zeiten sind in entsprechen-
dem Umfang ruhegehaltsfähig. 

tatsächlich betreuen oder pflegen Nebentätigkeit 
und zwingende dienstliche Belange 
nicht entgegenstehen. Die Teilzeit Während einer Teilzeitbeschäftigung 
kann auch im Rahmen einer Beurlau- dürfen nur solche Nebentätigkeiten Erholungsurlaub 
bung mit weniger als der Hälfte der genehmigt werden, die dem Zweck 
regelmäßigen Arbeitszeit bewilligt der Freistellung von der Dienstleis- Ist die durchschnittliche regelmäßige 
werden (§ 67 LBG). tung nicht zuwiderlaufen. wöchentliche Arbeitszeit während 



121025_Beamte  Seite 2312:15 Uhr  25.10.2012  

23 

einer Teilzeitbeschäftigung regelmä-
ßig oder dienstplanmäßig im Durch-
schnitt des Urlaubsjahres auf weni­
ger als fünf Arbeitstage in der Kalen­
derwoche verteilt, vermindert sich 
der zustehende Erholungsurlaubs-
anspruch für jeden zusätzlichen ar­
beitsfreien Tag im Urlaubsjahr um 
1/260 des Urlaubs. Näheres dazu 
ergibt sich aus § 23 FrUrlV NRW. 

Wer zum Beispiel nur an drei Tagen 
in der Woche arbeitet, erhält im Er­
gebnis drei Fünftel des Urlaubsan-
spruchs von Vollzeitbeschäftigten. 
Mit diesem verringerten Anspruch ist 
aber keine Benachteiligung verbun­
den, da pro Woche nur drei Urlaubs-
tage genommen werden müssen. Die 
Höhe des tatsächlich zustehenden 
Urlaubs richtet sich nach dem Be­
schäftigungsumfang im Zeitpunkt 
der Inanspruchnahme. 

Beihilfe 

Der Beihilfeanspruch bleibt bei einer 
Beschäftigung mit mindestens der 

Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit 
im vollem Umfang erhalten. Während 
einer Teilzeitbeschäftigung aus fami­
liären Gründen mit weniger als der 
Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit 
bleibt der „Beihilfeanspruch“ erhal­
ten, soweit keine Absicherung zum 
Beispiel durch einen beihilfeberech­
tigten Ehegatten oder Aufnahme in 
die Familienversicherung des gesetz­
lich versicherten Ehegatten besteht 
(vgl. Beihilfe in der Elternzeit, Sei­
te 16 oder während der Beurlaubung 
gemäß § 71 LBG, Seite 21). 

Laufbahnrechtliche Auswirkungen 

Probezeit, Beurteilung, Beförderung 

Eine Teilzeitbeschäftigung mit min­
destens der Hälfte der regelmäßi-
gen Arbeitszeit hat keine Auswirkun­
gen auf die Dauer der laufbahnrecht-
lichen Probezeit. Eine unterhälftige 
Teilzeitbeschäftigung ist entspre­
chend ihrem Verhältnis zur hälftigen 
Beschäftigung zu berücksichtigen; 
die Probezeit ist nur dann entspre­

chend zu verlängern, wenn die Aus-
wirkung mehr als drei Monate be­
trägt (§ 7 Abs. 5 LVO). Die Verlänge­
rung ist zudem bei Nichtfeststellung 
der Bewährung zum Ende der Probe­
zeit möglich. Teilzeitkräfte werden 
ebenso beurteilt und befördert wie 
Vollzeitkräfte. 

Vorzeitige Beendigung 

Eine vorzeitige Beendigung der Teil­
zeit vor Ablauf des Bewilligungszeit­
raums ist nur mit Zustimmung des 
Dienstherrn möglich. Eine Erhöhung 
der Stundenzahl bzw. Rückkehr zur 
Vollzeitbeschäftigung hängt auch 
vom Vorhandensein entsprechender 
Stellenanteile ab. 
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F. Sonderurlaub bei Erkrankung des Kindes 

B
ei Erkrankung eines Kindes, 
das das zwölfte Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat oder 

behindert und auf Hilfe angewiesen 
ist, kann – sofern dienstliche Belange 
nicht entgegenstehen – in begrenz­
tem Umfang (in der Regel bis zu vier 
Arbeitstagen im Jahr) Sonderurlaub 
gemäß § 33 Abs. 1 Nr. 6 FrUrlV NRW 
mit Bezügen gewährt werden, wenn 

•	 das erkrankte Kind nach ärztli­
chem Attest der Betreuung bedarf 
und 

•	 eine andere Person hierfür nicht 
zur Verfügung steht. 

Beamtinnen und Beamte können un­
ter bestimmten Voraussetzungen da­
rüber hinaus begrenzt Sonderurlaub 
erhalten, wenn nach einer entspre­
chenden Erklärung des Beschäftig­
ten die Besoldung eine bestimmte 
Grenze nicht übersteigt. 
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